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Geschäftsstelle: 
Kurfürsten-Anlage 62 
69115 Heidelberg 
Tel. (0 62 21) 16 08 93 
 

Online: 
rhein-neckar@vcd.org  
www.vcd.org/rhein-neckar 
 

Bankverbindung: 
Volksbank Kurpfalz H+G BANK eG 
BLZ 672 901 00 
Kontonummer 65 68 90 06 
UStID DE 811641807 
 

 
 

VCD Rhein-Neckar im ZuM: 
Mo-Fr: 10–13:30 Uhr, 14:30–18 Uhr, 
Do bis 19:00 Uhr 
Sa: 10–13:30 Uhr 
 

ÖPNV: 
Heidelberg Hauptbahnhof 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

Heidelberg, 20.09.2012 

 

Stellungnahme zu Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften Bahnstadt 
"2. BA – Westlich des Gadamerplatzes“ 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der VCD Rhein-Neckar begrüßt die Entwicklungsmaßnahme in der Bahnstadt da die Nähe 
zum Hauptbahnhof und zum Universitätscampus im Neuenheimer Feld, günstige 
Voraussetzungen für einen Stadtteil der kurzen Wege schafft und dadurch zur Verringerung 
des motorisierten Verkehrs beitragen kann. 

Um die gewünschten Vorteile generieren zu können sind jedoch noch folgende 
Konkretisierungen am Bebauungsplan vorzunehmen. 

Wir nehmen wie folgt Stellung: 

Forderungen 

 „2BA_westlichGadamerplatz_Begruendung.pdf“ in 5.1 Verkehr: 
„Die von der Sammelstraße „Am Langen Anger“ abzweigenden Stichstraßen erschließen 
die Tiefgaragen unter den Baublöcken und bieten öffentliche Stellplätze als 
Längsparkstreifen beidseitig der Straße.“ 
Dies widerspricht der Festlegung auf der B-Plan-Karte 
„2BA_westlichGadamerplatz_BPlan.pdf“ „Oberirdische Stellplätze und Garagen sind 
nicht zulässig.“ 
Der VCD unterstützt hier die Karte des B-Plans, d.h. die o.g. Formulierung aus 5.1 muss 
gestrichen und durch diese ersetzt werden: „Oberirdische Stellplätze und Garagen für 
den Kfz-Verkehr sind nicht zulässig.“ 
Mit der Beschränkung auf den Kfz-Verkehr sind also ausdrücklich überdachte Stellplätze 
für den Radverkehr erlaubt bzw. erwünscht! 

VCD Rhein-Neckar e. V.  ��  Kurfürsten-Anlage 62  �  69115 Heidelberg 

 
 
Stadt Heidelberg 
Technisches Bürgeramt 
Kornmarkt 1 
69117 Heidelberg 
 



 „2BA_westlichGadamerplatz_Begruendung.pdf“ in 
„6.4 Belange des Verkehrs und der Mobilität der Bevölkerung“: 
Im Halbsatz „nördlich der Versickerungsflächen dient die Sammelstraße mit beidseitigem 
Längsparken der Verbindung innerhalb der Bahnstadt.“ Ist die Angabe „mit beidseitigem 
Längsparken“ zu streichen, da es keine ebenerdigen, öffentlichen Kfz-Stellplätze im 
Plangebiet geben soll, s.o. 
Aus gleichem Grund ist im Halbsatz: „Die nach Süden führenden Wohnstraßen mit 
beidseitigen Längsparkstreifen dienen der Erschließung der Wohnblöcke inklusive der 
zugehörigen Tiefgaragen.“ der Ausdruck „mit beidseitigen Längsparkstreifen“ zu streichen. 

 “Im gesamten Text ist der Ausdruck „Radwegenetz“ durch „Radverkehrsnetz“ zu ersetzen 
und „Radweg“ durch einen dem Kontext entsprechenden Ausdruck zu ersetzen. 

 „7.1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung“ 
Im Abschnitt „sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO unzulässig:  
- Gartenbaubetriebe und 
- Tankstellen.“ 
ist der Ausdruck „Tankstellen“ zu präzisieren, besser: „Tankstellen für fossile Treibstoffe“. 
Stromtankstellen für Elektrofahrzeuge für Car-Sharing-Fahrzeuge und ggf. Taxis 
müssen zulässig sein! Da keine öffentlichen Stellplätze im Straßenraum vorgesehen 
sein sollten ist der Bedarf hierfür jedoch überschaubar. 
Im Mischgebiet könnten ggf. Tankstellen für Wasserstofffahrzeuge oder auch 
Akkuwechselstationen für Fahrzeuge zugelassen werden. In einem neuen Baugebiet 
könnte dies z.B. zur Errichtung von Demonstrationsanlagen sinnvoll sein, wenngleich die 
Sicherheitsvorschriften auch hier streng sein müssen. 

 „7.1.3 Flächen für Stellplätze, Zuwegung und Andienung“ 
Auch hier steht die gute Formulierung „Oberirdische Stellplätze und Garagen sind nicht 
zulässig.“ Gleich zu Beginn des Kapitels – das ist sehr gut! 
Doch warum werden dann erneut oberirdische Kurzzeitstellplätze genannt? Besucher  
müssen ihre Autos müssen ebenfalls in Tiefgaragen oder in mehrstöckigen 
Quartiersgaragen abstellen. 
Im Plan ist mit Bezug auf diese Formulierung: „Ein- und Ausfahrten der Tiefgaragen sind 
nur in den in der Planzeichnung festgesetzten Bereichen zulässig.“ der Verlauf der 
Ausfahrten zu ändern! Es stellt ein großes Sicherheitsrisiko für den Längsverkehr, 
auch von Fußgängern und Radfahrern, dar, wenn die Tiefgaragenausfahrten senkrecht 
zum Straßenverlauf münden, da die Fahrer bereits mitten auf der Straße stehen, bevor 
sie den kreuzenden Verkehr sehen können! So mussten z.B. in der Felix-Wankel-Straße 
mussten nachträglich aufgrund dieser Probleme noch Schutzstreifen ausgewiesen 
werden. Die Ausfahrten müssen daher parallel zum Straßenverlauf auf die Straße 
münden und einen ebenerdigen Aufstellbereich in Fahrzeuglänge aufweisen. 
 
In der Begründung ist der Satz wie folgt zu ändern und zu ergänzen:  
„Die Tiefgaragen in den Baugebieten sollen so dimensioniert werden, dass für die 
Bewohner und Besucher ausreichend private Stellplätze realisiert werden können und 
damit im öffentlichen Raum nur sehr vereinzelte Kurzzeitparkplätze ausschließlich für 
Besucher- und den Lieferverkehr bereitgestellt werden. Zusätzlich sind Standorte mit 
reservierten Stellplätzen für jeweils mehrere CarSharing-Fahrzeuge vorzusehen. Hierbei 
ist zu berücksichtigen, dass neben Kleinwagen auch Platz für größere 
Transportfahrzeuge vorhanden sein muss. Ebenfalls sind an diesen Standorten 
Stromtankstellen für diese Fahrzeuge einzurichten bzw. die Voraussetzungen hierfür zu 
schaffen.“ 
 
Das Kapitel ist zu ergänzen bzgl. der Fahrradabstellanlagen:  
„Fahrradabstellplätze sind in ausreichender Anzahl direkt an den neuen 
Haltestellen vorzusehen. Die Ausführung erfolgt als überdachter Abstellplatz mit 
Anlehnbügeln.“ 



 „7.1.5 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung“ 
Eine Befahrung der „Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung“ mit Müllfahrzeugen 
oder sonstigem Lieferverkehr sollte nicht erlaubt sein. Lediglich Notfallfahrzeuge oder 
Feuerwehr sollten diesen Bereich mit Kraftfahrzeugen befahren dürfen. Ver- und 
Entsorgung muss über die vorhandenen Stichstraßen erfolgen. 

 „7.1.5 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung“ 
Da der kombinierte Weg für Radfahrer und Fußgänger an der Promenade einen 
Mischverkehr darstellt, der aufgrund der attraktiven Lage am Rand des Pfaffengrunder 
Feldes sicherlich intensiv für Freizeitaktivitäten und besonders stark auch von Familien 
mit Kindern genutzt werden wird, kann er nicht Bestandteil eines schnellen 
Radverkehrsnetzes sein. Aufgrund der gerade in der Entstehung befindlichen 
Zulaufstrecken für einen schnellen Radverkehr entlang der ehemaligen 
Güterbahntrassen, ist die gerade Weiterführung entlang der Promenade zwingend. 
Daher muss es direkt am südwestlichen Rand des Baugebietes, also noch neben der 
Promenade zum Feld hin, einen zusätzlichen, gut geteerten, speziellen Radschnellweg 
geben! Dieser Radschnellweg ist noch im Plan zu ergänzen! 
 
Ebenso ist eine Abfahrt für den Radverkehr von der Promenade hinab auf den 
vorhandenen Wirtschaftsweg am Pfaffengrunder Feld zu schaffen. Diese Auf-/Abfahrt soll 
in räumlicher Nähe zur Schützenstraße über diese Trasse eine direkte Verbindung für 
den schnellen Radverkehr in den zentralen Pfaffengrund schaffen. 

 Alle Gehwege müssen über niveaugleiche Anschlüsse zu den Straßen verfügen, d.h. der 
Bordstein muss im Kreuzungsbereich vollkommen abgesenkt sein, da jede Erhebung ein 
Hindernis für Rollstühle und Rollatoren ist. Für Sehbehinderte sind mit entsprechenden 
Rillenplatten und Aufmerksamkeitsflächen die Übergänge zur Straße kenntlich zu 
machen. 

 Alle Radverkehrsanlagen müssen, sofern Sie aus räumlichen Gründen nicht als 
Angebotsstreifen im Straßenraum angelegt werden können, über niveaugleiche 
Anschlüsse zu den Straßen verfügen, d.h. der Bordstein muss im Kreuzungsbereich 
vollkommen abgesenkt sein. Für Sehbehinderte sind mit entsprechenden Rillenplatten 
und Aufmerksamkeitsflächen die Übergänge zur Straße kenntlich zu machen. 

 „7.1.7 Grünflächen“  
Dieser Abschnitt ist wie folgt zu ergänzen: 
Aufgrund des Verzichts auf oberirische Stellplätze für Anwohner und Besucher im 
Straßenverlauf, werden zusätzlich viele kleine Grünflächen entlang der Straßen angelegt. 

 „2 Anforderungen an Werbeanlagen“ 
Der Satz ist wie folgt zu ergänzen: 
„Ausgenommen von den vorstehenden Vorschriften sind Werbeanlagen an Haltestellen 
des ÖPNV und an Standorten für CarSharing-Fahrzeuge. 

 „3 Anforderungen an die Gestaltung der unbebauten Flächen und an die Gestaltung der 
Plätze für bewegliche Abfallbehälter“ 
Ergänzend zu diesem Absatz „Standplätze für Müllbehälter in den WA- und MI-Gebieten 
sind entweder baulich in die Gebäude zu integrieren oder im Freien der Sicht zu 
entziehen und als Gemeinschaftsanlagen einzuhausen und/oder einzugrünen.“ wird 
hinzugefügt: 
„Im Eingangsbereich der Gebäude, oder im direkten Umfeld sind ggf. auch auf 
unbefestigten/unbebauten Flächen überdachte Abstellanlagen für Fahrräder 
zulässig und sogar explizit gewünscht, um die Attraktivität des Radverkehrs zu 
erhöhen und somit eine Steigerung des Radverkehrsanteils zu erreichen.“ 



 Bei den Querungen besonders des Radverkehrs mit der neuen Tram-Trasse in der 
grünen Meile sind Umlaufschranken generell zu vermeiden. Lichtsignalanlagen sind 
ebenfalls so weit wie möglich zu vermeiden. 

 

Ergänzungen/Anmerkungen 

 Es ist nicht tolerierbar, dass in einem derartigen Bebauungsplan kein Hinweis auf 
Fahrradstellplätze vorkommt! 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
Ingolf Hetzel 
Vorstandssprecher des Verkehrsclubs Deutschland Regionalverband Rhein-Neckar e.V. 





langerc
Rechteck
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Bebauungsplan „Bahnstadt – 2. Bauabschnitt westlich des Gadamerplatzes“ 
 
hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Industrie- und Handelskammer (IHK) Rhein-Neckar bedankt sich für die erneute Beteili-

gung am Planverfahren und die Zusendung der Planungsunterlagen. Mit der vorliegenden 

Bauleitplanung wird die wohnbauliche Entwicklung am südlichen Rand des Stadtteils fortge-

führt. Darüber hinaus sind Flächen für mischgebietstypische Nutzungen vorgesehen.  

Die IHK Rhein-Neckar hat gegen den vorliegenden Bebauungsplan „Bahnstadt – 2. Bauab-

schnitt westlich des Gadamerplatzes“ grundsätzlich keine Bedenken. Wir halten an unserer 

Stellungnahme vom 18. Mai 2012 fest. An dieser Stelle weisen wir darauf hin, dass sich kei-

ne Beeinträchtigungen für die nördlich angrenzenden Gewerbebetriebe ergeben dürfen. 

 

Die uns freundlicherweise zugesandten Planunterlagen nehmen wir zu den Akten. 

 

Freundliche Grüße 
 
 
 
Dipl.-Ing. Stephan Häger 
Handel, Stadtentwicklung, Bauleitplanung 





Von: 61 - Sekr. Amtsleitung
An: Langer, Claudia
Thema: WG: 91-2511//12-6982 Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Bahnstadt - 2. Bauabschnitt westlich

des Gedamerplatzes; hier: Fristverlängerung
Datum: Donnerstag, 27. September 2012 07:24:47

Vorab per Mail. Gruß Gabi
 

Von: Poppe, Dragica (RPF) [mailto:dragica.poppe@rpf.bwl.de] 
Gesendet: Mittwoch, 26. September 2012 12:49
An: Stadt Heidelberg (Zentraler Posteingang)
Cc: 61 - Sekr. Amtsleitung
Betreff: 91-2511//12-6982 Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften Bahnstadt - 2.
Bauabschnitt westlich des Gedamerplatzes; hier: Fristverlängerung

Sehr geehrte Frau Langer,
sehr geehrte Damen und Herren,

leider müssen wir Ihnen mitteilen, dass wir unsere Stellungnahme als Träger
öffentlicher Belange zum o. g. Planungsvorhaben nicht in der vorgesehenen
Monatsfrist fertig stellen können.

Die Stellungnahmen des LGRB im Rahmen seiner Beteiligung als Träger
öffentlicher Belange werden intern in einem Umlaufverfahren in den Fachreferaten
erarbeitet. Da die einzelnen Fachbeiträge aufeinander aufbauen, müssen
einschließlich der Aufarbeitung der Planunterlagen und der Endbearbeitung der
Stellungnahmen nacheinander insgesamt acht Bearbeitungsschritte erfolgen.

Aufgrund krankheitsbedingter Abwesenheiten kommt es momentan zu
Unterbrechungen im Verfahrensablauf, sodass es dem LGRB nicht möglich ist,
innerhalb der von Ihnen gesetzten Frist Stellung zu nehmen. Wir werden uns
jedoch bemühen, die Stellungnahme schnellstmöglich fertigzustellen und Ihnen
bis spätestens 31.10.2012 zuzusenden.

Vielen Dank für Ihr Verständnis.

Mit freundlichen Grüßen

i. A.

D. Poppe

Dragica Poppe 
Ref. 91.5 Servicedienst Assistenz 
Tel.: 208-3017

Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 9 – Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 
Albertstraße 5, 79104 Freiburg i. Br. 
Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 

Empfang: 07 61 / 208 – 30 00
Fax: 07 61 / 2 08 – 30 29 
E-Mail:  abteilung9@rpf.bwl.de
www.rp-freiburg.de  / www.lgrb.uni-freiburg.de






